
Rülke und Glück: Grünes Blendwerk bei Lockerungsvorschlag zu Stadtwerken

Statt Spielräume für die Energiewende zu schaffen, zeichnen die Grünen in der
Landesregierung nur potemkinsche Dörfer und gefährden das lokale Handwerk

  

(04.04.2013) Zu den Überlegungen, mehr Spielraum für Stadtwerke zu schaffen, des
stellvertretenden Fraktionsvorsitzenden der Grünen, Andreas Schwarz, äußerten sich der
Fraktionsvorsitzende der FDP-Landtagsfraktion Dr. Hans-Ulrich Rülke und der energiepolitische
Sprecher Andreas Glück wie folgt:

  

„Der populistische Vorstoß der Grünen zeigt, dass man nicht die Energiewende voranbringen
will, sondern nur potemkinsche Dörfer zeichnet. Von Herrn Schwarz hätten wir erwartet, dass er
sich besser informiert, bevor er sich derart unwissend äußert.“

  

Oberflächlich wirke der Vorschlag, den Stadtwerken mehr Spielraum für Expansion außerhalb
des eigenen Ortsgebietes zu geben, ausgearbeitet und beeindruckend, es fehle ihm aber an
Substanz. Die Lockerung des Örtlichkeitsprinzips im Energiebereich erfolgte bereits 2005 unter
Schwarz-Gelb innerhalb des Gesetzes zur Änderung des Gemeindewirtschaftsrechts (Drs.
13/4767).

  

„Die Grünen hatten dieser Öffnung ausdrücklich zugestimmt, sodass der jetzige Vorstoß nichts
weiter als eine Luftnummer ist“, so Rülke und Glück.

  

Die Vorschrift erlaube die gemeindegebietsübergreifende Tätigkeit kommunaler Unternehmen
unter bestimmten Voraussetzungen über den schon bisher rechtlich zulässigen Umfang hinaus.
Derartige Tätigkeiten haben vor allem im Zuge der Liberalisierung der Energiemärkte
zugenommen und dienen der Chancengleichheit und dem Wettbewerb zwischen Stadtwerken
und großen Energieversorgern.

  

Die damals verabschiedete Subsidiaritätsklausel besagt, dass eine Gemeinde nur
wirtschaftliche Unternehmen betreiben darf, wenn „bei einem Tätigwerden außerhalb der
kommunalen Daseinsvorsorge
der Zweck nicht ebenso gut und wirtschaftlich durch einen privaten Anbieter erfüllt wird oder
erfüllt werden kann.“
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Anhand der Begründung wird deutlich, dass unter Federführung der FDP bereits damals der
Handlungsspielraum der Kommunen erweitert wurde.

  

„Wenn Herr Schwarz nun allgemein ‚weitere Betätigungsmöglichkeiten im Rahmen der
Energiewende‘ für die Stadtwerke schaffen will, so gefährdet er die Interessen der lokalen
Wirtschaft. Dieses Vordringen in die klassischen Aufgaben des örtlichen Handwerkes will die
FDP-Fraktion explizit nicht“, so Rülke und Glück.

  

In der Praxis hat sich diese Regelung bereits bewährt, so übernimmt beispielsweise die Stadt
Tübingen seit 2009 die Netzversorgung der Gemeinde Ammerbuch.

  

Folglich handle es sich bei diesem Vorstoß der Grünen um wirkungslose Schaumschlägerei –
da er unter großem Getöse jetzt fordere, was bereits seit acht Jahren Gesetzeslage sei.

  

„Die Grünen sollten ihre Politik der großen Worte und kleinen Taten aufgeben und endlich zu
mehr Substanz in der Regierungsarbeit kommen. Wenn ihnen dazu die Ideen fehlen, so steht
die FDP-Landtagsfraktion gerne als Impulsgeber bereit“, so Rülke und Glück.
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